
Antrag GS-07: Rahmenbedingungen für Schwangere verbessern
Antragsteller*in: AWO Bezirksverband Hannover e.V.
Status: angenommen mit Änderung
Sachgebiet: GS - Gleichstellung & Gewaltschutz
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Behebung der mangelhaften medizinischen Versorgung: Grundlegend müssen Hebammen,1. 
Geburtshelfer*innen, Kinderärzt*innen und Gynäkolog*innen gestärkt und Lösungen
für eine wohnortnahe Versorgung gefunden werden. Gut aufgestellte
Hebammenzentralen/-zentren bieten hier eine hilfreiche unterstützende
Möglichkeit und müssen f㘶ächendeckend verankert werden.

Versorgungslücke bei Schwangerschaftsabbrüchen schließen: Nach § 13 Abs. 2 SchKG2. 
sind die einzelnen Bundesländer dazu verpf㘶ichtet ein ausreichendes Angebot
ambulanter und stationärer Einrichtungen zur Vornahme von
Schwangerschaftsabbrüchen sicherzustellen. Landesweit muss ein breites Angebot
vorgehalten werden, das eine freie Ärzt*innen- und Methodenwahl ermöglicht.

Unterstützung für Schwangere ohne Krankenversicherung gewährleisten: Für alle in3. 
Deutschland lebende Menschen besteht laut Gesetz eine
Krankenversicherungspf㘶icht, dennoch fallen immer wieder Menschen durch das
Raster. Wir fordern daher eine Aufnahme aller Menschen in das
Krankenkassensystem. Zudem müssen lokal bestehende Unterstützungs- und
Beratungsstrukturen für Menschen ohne Krankenversicherung unterstützt und
f㘶ächendeckend etabliert werden.

 Damit das Angebot der Schwangerschafts(konf㘶ikt)beratung mit ausreichenden4. 
Ressourcen fortbestehen kann, ist eine auskömmliche Finanzierung elementar. Hier
besteht eine Pf㘶icht zur zeitnahen Verbesserung der Situation seitens des
Landes. Die bisherige Praxis, dass nur 80% der Sach- und Personalkosten vom Land
gefördert werden, muss in Richtung einer höheren Kostenübernahme verbessert
werden. Die Träger benötigen eine höhere Verlässlichkeit in der Finanzierung
ihrer Beratungsstellen.

Begründung
Die Arbeiterwohlfahrt in Niedersachsen ist bereits seit vielen Jahren als Trägerin von Schwangeren-/ 
Schwangerschaftskonf㘶iktberatungsstellen im Land aktiv. Unsere Fachkräfte beraten unter anderem zu 
Themen rund um Geburt und Verhütung, zu sozialrechtlichen Ansprüchen, im Falle eines 
Schwangerschaftskonf㘶ikts, zum Umgang mit Tod- und Fehlgeburten, bei pränataldiagnostischen 
Befunden, unerfülltem Kinderwunsch sowie vertraulicher Geburt. Ein weiterer zentraler Bestandteil der 
Arbeit sind die sexualpädagogischen Präventionsangebote für diverse Zielgruppen.

Im Rahmen dieser Tätigkeit nehmen wir verschiedene Problemlagen im Land wahr:

Die medizinische Versorgungslage ist allgemein angespannt und nimmt in einigen Regionen dramatische 
Ausmaße an. Dies betrifft auch Kinderärzt*innen und Gynäkolog*innen. Im Falle eines 
Schwangerschaftskonf㘶ikts wird die Einhaltung der Fristen dadurch oft zu einem Wettlauf gegen die Zeit, 
insbesondere da nur wenige Ärzt*innen Abbrüche nach der zehnten Schwangerschaftswoche vornehmen. 
Auch im Berufsfeld der Hebammen und Geburtshelfer*innen gibt es einen massiven Fachkräftemangel, 
der sich u.a. in einer schlechten Versorgungslage in den Bereichen Schwangerenvorsorge, Geburtshilfe 
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und Wochenbettbegleitung widerspiegelt.

In mehreren niedersächsischen Landkreisen ist keine ausreichende wohnortnahe Versorgungsstruktur für 
Schwangerschaftsabbrüche vorhanden. So sind bspw. seit 2023 im Landkreis Holzminden sowie in Stadt 
und Landkreis Hildesheim keine Möglichkeiten für operative Abbrüche mehr gegeben. Der verbleibende 
medikamentöse Abbruch ist nur bis zur neunten Schwangerschaftswoche möglich. Im Landkreis 
Schaumburg können bereits seit 2018 gar keine Schwangerschaftsabbrüche mehr vorgenommen werden. 
Somit sind in diesen Regionen keine Wahlfreiheit der Methode und keine wohnortnahe medizinische 
Versorgung mehr gewährleistet. Vor allem aus dem ländlichen Raum müssen weite Wege aufgenommen 
werden, die die Frauen in dieser sensiblen Situation weiter belasten.

Schwangere ohne Krankenversicherung haben keinen Zugang zu medizinischer Versorgung, da sie die 
hohen Kosten in der Regel nicht in Eigenleistung tragen können. Diese Situation ist mit einem starken 
gesundheitlichen Risiko für Mutter und Kind verbunden, da Auffälligkeiten während der Schwangerschaft 
nicht behandelt werden können. Auch die Geburt selbst muss von Gebärenden ohne Krankenversicherung 
in Eigenleistung bezahlt werden – Betroffene können dies nur umgehen, indem sie ihre Identität zu 
keinem Zeitpunkt preisgeben. Dies setzt die Frauen in der Geburtssituation stark unter Druck.

Als Pf㘶ichtaufgabe des Landes wird die Schwangerschafts(konf㘶ikt)beratung im Rahmen des Nds. AG SchKG 
durch das Land Niedersachsen f㘶nanziert. Das Land erstattet den Trägern 80 % der Sach- und 
Personalkosten nach einer standardisierten Personalkostentabelle. Mit Sorge nehmen wir wahr, dass die 
Rahmenbedingungen für unsere Tätigkeit in den vergangenen Jahren zunehmend schwieriger geworden 
sind. Die landesseitige Ref㘶nanzierung ist nicht mehr zeitgemäß und führt durch die anhaltenden 
Kostenanstiege zu einer wachsenden Finanzierungslücke, die die Träger vor die immer größere 
Herausforderung stellt, das Angebot der Schwangerschafts(konf㘶ikt)beratung aufrecht zu erhalten. Vor 
diesem Hintergrund sehen wir die Versorgungsstruktur für Frauen und Familien und die gesetzlich 
festgeschriebene Pluralität des Angebots als zunehmend gefährdet an.
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